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Vernehmlassung Agrarpolitik 2002

Sehr geehrter Herr Bundesrat

sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nehmen wir die Gelegenheit wahr,

Ihnen unsere Stellungnahme zu überreichen

und danken Ihnen für diese Möglichkeit.
Die VSBLO als die Vertreterin aller
Bioproduzenten in der Schweiz ist mit der Stoss-

richtung der AP 2002 einverstanden. Wir
möchten den Bundesrat im Reformkurs hin

zu mehr Markt und Ökologie unterstützen.

Wir möchten Ihnen an den Anfang unsere

wichtigsten prinzipiellen Punkte stellen.

A.Vorsicht bei der Trennung
von Markt- und
Ökologiezielen bzw.
Massnahmen

Die grössten Differenzen mit Ihrem Konzept
sehen wir in Ihrer zu weit getriebenen Trennung

der Markt- und Ökologieziele bzw.

Massnahmen. Ziel muss es sein, auch bei den

zur Zeit immer noch sinkenden Preisen (int.

Umfeld) mit den agrarpolitischen Massnahmen

zu ermöglichen, dass möglichst viele

gemeinwirtschaftliche Leistungen direkt mit der

Nahrungsmittelproduktion erbracht werden.

Die Separierung in Nahrungsmittelproduktion

und daneben Direktzahlungen für
gemeinwirtschaftliche Leistungen darf nicht

weiter vorwärtsgetrieben werden. Eine
möglichst volle Integration der gemeinwirtschaftlichen

Leistungen in die Nahrungsmittelproduktion

darf für die Agrarpolitik keine Utopie

sein, sondern sie muss darauf hinarbeiten.

Daraus fordern wir konkret:
1. Konsequente Beschränkung aller agrar¬

politischen Massnahmen auf IP- und

Biobetriebe (mit Übergangsfrist), also auch

bei den Marktentlastungsmassnahmen,

Exportsubventionen usw.

2. Anstreben der Kostenwahrheit in der

Landwirtschaft (Einführung von

Lenkungsabgaben auf Düngemitteln und

PBM). Die Landwirtschaft soll mit den

agrarpolitischen Steuerinstrumenten heute

schon auf Energieeffizienz getrimmt
werden. Dies könnte sich rasch zum
Konkurrenzvorteil entwickeln.

3. Bindung sämtlicher Direktzahlungen
nach einer Übergangsfrist an einen

«ökologischen Leistungsnachweis»

4. Klare Bevorzugung von gesamtbetriebli¬

chen Anbausystemen
5. Keine weitere Entkopplung von Pflanzen¬

bau- und Tierproduktion (Beibehaltung
der Vorschriften für Höchsttierbestände)

Wir möchten Sie darauf hinweisen, dass Sie in

Ihrem Bericht zur AP 2002 die neue

Verfassungsgrundlage, die mit sehr grosser Sicherheit

im Juni 1996 angenommen werden wird,
noch nicht berücksichtigt haben. Dies trifft
insbesondere für den ökologischen Leistungsausweis

zu. Wir möchten Sie daher auffordern,
den Bereich der Direktzahlungen diesbezüglich

nochmals zu überarbeiten.

B. Die Landwirtschaft darf
nicht zum reinen
Rohstofflieferanten für
die Verarbeitende
Industrie verkommen

Nach unserer Ansicht soll die Agrarpolitik
insbesondere da eingreifen, wo die gängigen

Marktmechanismen versagen. Dies ist
insbesondere in den Bereichen Ökologie, gesunde

Ernährung und natürlich bei der

Einkommenssicherung der Landwirtschaft allgemein

ausgeprägt der Fall. Wenn die heutigen
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen vor allem

uniforme, austauschbare Waren fordern, ist

dies kein Markt, auf dem die Schweizer Bauern

eine Chance haben. In zu vielen Gegenden

Europas oder erst recht über Europas
Grenzen hinaus wird nur schon von den

klimatischen Bedingungen her viel effizienter

produziert als in der Schweiz. Die Chance der

Schweizer Landwirtschaft ist die

Qualitätsproduktion von Nahrungsmitteln.

Die agrarpolitischen Massnahmen sollten

dies vermehrt beherzigen.

Dies heisst konkret, dass:

6. Der Bund in Forschung, Beratung und

Schulung mehr Verantwortung für die

Ernährungsqualität übernehmen muss.

7. Die Lösung der Einkommensprobleme
der Schweizer Landwirtschaft mit der

Förderung von möglichst regionalen,
nationalen und europäischen Märkten

angestrebt werden soll. Die nachwachsenden

Rohstoffe fallen bei dieser Strategie
in der Priorität weit nach unten, regionale

Bioprodukte weit nach oben.

8. In Ergänzung zu anderen regionalpoliti¬
schen Massnahmen soll der Bund Projekte

zum Aufbau von regionaler Verarbeitung

und Vermarktung von

Landwirtschaftsprodukten fördern können. (Auch
hier gilt: der Markt verlangt scheinbar

immer grössere Verarbeitungsstrukturen,

was in vielen Fällen nur Sinn macht, weil

zum Beispiel die Energie einfach viel zu

billig ist. Die AP soll sich diesem Trend

entgegensetzen durch die Förderung von
innovativen Projekten.)

C.Weitere wichtige
Einzelforderungen der
VSBLO

9. Keine Senkung des Standards in der Bio-

Labelproduktion. Sämtliche Labels sollen

nur als gesamtbetriebliche Programme

akzeptiert werden.

10. Der Sicherstellung der Finanzen für die

Landwirtschaft muss viel mehr Rechnung

getragen werden.

11. Keine Einführung der sogenannten B-

Kontingente
12. Nach einer Übergangsfrist sollen die

Ökobeiträge min. 50% aller Bundesausgaben

für Direktzahlungen ausmachen.

13. Die Landwirtschaftliche Forschung soll

weniger vom BLW alleine abhängig sein

und konsequent auf eine ökologische

Gualitätsproduktion ausgerichtet werden.

14. Die Beschränkung der Beiträge auf eine

Höchstzahl von Arbeitskräften ist

aufzuheben.

Wir bitten Sie, sehr geehrter Herr Bundesrat,
diese uns sehr wichtigen Prinzipien und unsere

Forderungen wohlwollend zu prüfen.
Mit freundlichen Grüssen

VSBLO/BIO SUISSE

Ernst Frischknecht, Präsident

Christof Dietler, Geschäftsführer
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